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            Von Norbert Wallet          

S elbst wenn Karlsruhe das neue Wahl-
recht der Ampel als verfassungsfest be-
wertet, heißt das nicht, dass es auch 

politisch in Ordnung ist. Ein Gesetz kann mit 
dem Grundgesetz vereinbar und dennoch 
politisch falsch sein. Und genau das trifft auf 
die Wahlrechtsreform zu.

Es ist anzuerkennen: Die Reform erreicht 
das wichtige Ziel, den Bundestag wieder auf 
eine halbwegs handhabbare Größe zu 
schrumpfen. Und sie schafft mit der Ab-
schaffung von Überhang- und Ausgleichs-
mandaten tatsächlich auch eine größere 
Einfachheit und Klarheit. Aber der Preis da-
für ist zu hoch. Die Reform hat die abenteu-
erliche Konsequenz, dass gerade dort, wo der 
Wahlkampf spannend und der demokrati-
sche Meinungskampf hautnah erlebbar ist,  
die Stimme der Wähler für ihren Direktkan-
didaten nicht zu zählen droht. Nur die klaren 
Wahlsieger in den Hochburgen der Parteien 
haben einigermaßen Gewissheit, in den 
Bundestag einziehen zu können.

 Dort, wo es knapp wird, also vor allen in 
den Großstädten, werden viele Wahlsieger 
leer ausgehen. Das ist eine Farce und macht 
die Demokratie zu einer Show-Veranstal-
tung ohne Substanz. 

Hoher Preis 
Die Reform des Wahlrechts kann ihr 
Ziel erreichen – doch sie macht die 

Demokratie zur Show-Veranstaltung.

Unten Rechts

Von Alexander Del Regno

I st das  der letzte große Krach, der zur 
Trennung der Berliner Ménage-à-trois 
führen wird? Für CSU-Chef Söder ist die 

Antwort klar: Das FDP-Papier, in der es um 
harte Sanktionen gegen Bürgergeldempfän-
ger und das Aus für die Rente mit 63 geht, sei 
die „Scheidungsurkunde für die Ampel“. 
Nach diesem Ausspruch soll sich  die Film-
industrie um den Stoff bemüht haben, Holly-
wood plant offenbar ein Familiendrama über 
das Scheitern der Ampel. Der Plot ist schnell 
erzählt: Als die Dreiecksbeziehung der drei 
Hauptdarsteller langsam in die Brüche  geht, 
machen zwei christliche Schwestern dem 
draufgängerischen Christian schöne Augen. 
Alles Flehen des treuen Olaf hilft nicht: 
Christian fühlt sich immer mehr zum for-
schen Friedrich und dessen Hassliebe Mar-
kus hingezogen. Schließlich folgt er seinem 
Herzen    und zerreißt den Fortschrittsehever-
trag. Später  dann kommt  es zum  Sorge-
rechtsstreit zwischen Olaf und den neuen 
Liebhabern Christians um den kleinen Ro-
bert. In der geplanten  Fortsetzung fetzen 
sich Friedrich und Markus darum,  wer denn 
nun das Familienoberhaupt ist. Ob Christian 
darin noch eine Rolle abkriegt, ist unklar.

Familiendrama
Warum die Berliner Ampelkoalition
 besten Stoff für Hollywood liefert.

Vorbild für Oberschwaben? Das Biosphärengebiet Schwäbische Alb, eines von zwei im Land neben dem Südschwarzwald Foto: Horst Rudel

            Von Peter Nonnenmacher          

G roßbritanniens Premier Rishi Sunak 
ist mit seiner Ruanda-Politik ein 
enormes Risiko eingegangen. Das af-

rikanische Land ist laut britischem Gesetz 
jetzt ein sicherer Drittstaat – egal, was Groß-
britanniens Oberstes Gericht davon hält. Su-
nak selbst glaubt, mit diesem Gesetz „einen 
fundamentalen Wandel“ herbei geführt zu 
haben. Europarat, UNO-Flüchtlingskom-
mission und Kritiker im Inland fürchten 
eher, dass London der humanen Asylpolitik, 
für die es einmal bekannt war, den Rücken 
gekehrt hat. Tatsächlich wirkt das Ruanda-
Modell äußerst fragwürdig. Denn nicht ein-
mal konservative Politiker in London glau-
ben so recht an seinen viel beschworenen 
Abschreckungscharakter. Für die Tory-Re-
gierung war das Ganze von Anfang an eine 
Aktion, mit der die Opposition in die Defen-
sive gedrängt werden sollte. Sunak hoffte, 
auf diese Weise vor der kommenden Wahl 
Stimmen zurückzuholen. Mittlerweile muss 
sich der Premier fragen lassen, ob er richtig 
kalkuliert hat. Ruanda ist vor aller Welt zum 
Prüfstein seiner Politik geworden – nicht 
nur, was Effizienz und Kosten des Projekts, 
sondern auch, was seinen moralischen An-
spruch betrifft.

Alles auf die 
Ruanda-Karte 

Die Abschiebe-Pläne der britischen 
Regierung sind eine innenpolitisch 

getriebene Farce.

Von Andreas Müller 

W enn der „Sphärman“ zuschlägt, 
wird es schnell persönlich. Die 
Protagonisten des möglichen Bio-

sphärengebiets Allgäu-Oberschwaben geht 
der Newsletter- und Blogautor gerne frontal 
an. Zum Beispiel den Tübinger Regierungs-
präsidenten Klaus Tappeser (CDU) als Chef 
der zuständigen Mittelbehörde. Nach sei-
nem „Scheitern“ als Politiker nutze der „sein 
prunkvoll ausgestattetes Amt für exzessive 
Selbstdarstellung“. Womöglich brauche 
Tappeser das Projekt als Sprungbrett für hö-
here politische Weihen. 

Oder den Leutkircher Brauereichef Gott-
fried Härle, einen der prominentesten Für-
sprecher des Reservats. Der Grüne wird mal 
eben geschmäht als „Herzeigeunternehmer 
im Dienste herzergreifender Nachhaltig-
keitspropaganda, der seinen Betrieb grüner 
schwindelt, als er ist“. Ihn treibe wohl die 
Hoffnung auf „üppige Subventionen aus al-
lerlei Fördertöpfen“. Tappeser erscheint da-
zu im Bild als absolutistischer Herrscher mit 
Krone, Härle als „Lügenbaron“ auf der Kano-
nenkugel. Substanz haben Spekulationen 

und Vorwürfe kaum: Mit 
66 Jahren dürfte der Re-
gierungspräsident am 
Ende seiner Karriere an-
gelangt sein, und bei der 
Brauerei geht es um die 
komplexe Definition von 
Ökostrom. Aber das 
scheint egal, lustvoll wer-
den die Akteure abge-
watscht.

Wer sich hinter dem 
Kunstnamen „Sphär-
man“ verbirgt, wird offen 
ausgewiesen: Marcus 
Johst aus Berlin, einst 
Journalist mit Station 
auch bei der Stuttgarter 

Motorpresse und seit Langem Kommunika-
tionsberater. In seiner Branche gehört der 
gebürtige Österreicher (Jahrgang 1966) zu 
den schillernden Figuren. Als Spezialität 
nennt er „Fälle, in denen die herkömmliche 
PR nicht mehr hilft“. Bei Twitter firmierte er 
einst als „PR-Drecksau“, auch gegen die Be-
zeichnung als „medialer Auftragskiller“ hat 
er nichts einzuwenden. Wenn man im Netz 
nach ihm suche, sagte er in einem Interview, 
finde sich „viel Zeug über und gegen mich, 
von Leuten, die halt sauer sind“.

Tatsächlich hat er wiederholt mit illust-
ren Kampagnen von sich reden gemacht. Mal 
legte er sich für einen Erfinder ins Zeug, der 
mit Elementarteilchen die Energieversor-
gung revolutionären wollte, aber schon als 
Sponsor des Bundespresseballs patzte, mal 
für einen Hersteller von Babynahrung, in 
dessen angeblichem Biobrei sich Rückstän-
de von Pestiziden fanden. Die Vorwürfe habe 
er neutralisiert, rühmte er sich, indem er eine 
Stasiverbindung bei der PR-Agentur des da-
hinter steckenden Konkurrenten offenlegte. 
Unter Dauerfeuer nahm Johst einen Unter-
nehmer, von dem er sich betrogen fühlte; in 
Blogs brandmarkte er ihn als „Börsenhallo -
dri“ und „Kursvernichter“.

Was aber führte den Berliner ins ferne 
Oberschwaben? Weshalb interessiert er sich 
für die Überlegungen der grün-schwarzen 
Koalition, die Gegend um mehrere Moore als 
drittes Biosphärengebet neben Schwäbi-
scher Alb und Südschwarzwald auszuwei-
sen? Um die derzeit in einem „Prüfprozess“ 
befindlichen Pläne wird vor Ort zwar höchst 
kontrovers diskutiert, doch bis in die Haupt-
stadt ist der Protest wohl nicht gedrungen. Er 
sei auf einer Reise in Kontakt mit Betroffe-

Brauereichef 
Gottfried 
Härle  wehrte 
sich rechtlich 
gegen falsche 
Angaben des  
PR-Beraters. 

 Foto: dpa/Uli Deck

nen gekommen, gibt Johst an. Seither be-
trachtet er es als seine Mission, dem „er-
schütternden Informationsdefizit“ zu be-
gegnen und den Sinn des Biosphärengebiets 
zu erkunden. Die Antworten auf seiner Web-
seite und den breit gestreuten Newslettern 
fallen ganz ähnlich aus wie die der Gegner: 
Ein „Irrsinn“ sei das Vorhaben, für die Region 
bedeute es keinen Mehrwert, vielmehr droh-
ten unzumutbare Beschränkungen.

Die Lesezahlen sind bisher überschaubar, 
doch Johsts Aufwand dürfte erheblich sein. 
Ausführlich und mit vielen Insiderinforma-
tionen berichtet er über das Geschehen vor 
Ort, fast durchweg tendenziös. Noch selten 
dürfte ein Vorhaben der Politik derart syste-
matisch mit Negativ-PR bekämpft worden 
sein. Mit den Online-Spenden, zu denen der 
Autor aufruft, dürfte sich die Arbeit kaum fi-
nanzieren lassen. Immer lauter wird daher in 
Oberschwaben nach möglichen Auftrag- 
und Geldgebern hinter ihm gefragt. Gäbe es 
sie, dann wäre die Kampagne ein Verstoß 
gegen gleich mehrere Standards der PR-
Branche – vorneweg das Gebot der „Absen-
dertransparenz“. Das Publikum soll wissen, 
wer welche Botschaften verbreiten lässt. 
Gibt es Auftraggeber? Von Johst erfährt man 
dazu nichts, auf mehrere Anfragen unserer 
Zeitung reagierte er nicht.

In der Region selbst ist die Suche kaum 
ergiebiger. Gegner und Skeptiker haben sich 
in einer Allianz der Landeigentümer und Be-
wirtschafter formiert, vor allem aus Waldbe-
sitzern, Forstleuten und Bauern. Sie fürchten 
„existenzielle Einschränkungen“, wenn das 
Biosphärengebiet kommt; über ihre Heimat 
werde dann in Stuttgart, Berlin oder Brüssel 

entschieden. Zuletzt forderte das Bündnis 
sogar einen Stopp des ergebnisoffenen Prüf-
prozesses. Sein Sprecher Michael Fick ist der 
Förster des Fürstenhauses Waldburg-Zeil, 
dessen Chef schon früh einen Protestbrief an 
den Ministerpräsidenten geschickt hatte. Ob 
die Allianz den PR-Experten beauftragt habe 
und bezahle? Nein, versichert Fick. Bei den 
einzelnen Mitgliedern habe er freilich kei-
nen Einblick. Johsts Darstellungen seien „in-
haltlich korrekt“, Stil und Ton wolle man 
nicht kommentieren. Das Bündnis bevorzu-
ge einen anderen Stil, nämlich den „sachli-
chen Dialog“.

Ob sein Chef und dessen Firmen, Erich 
Fürst von Waldburg zu Zeil und Trauchburg, 
hinter dem „Sphärman“ stecke? Die Nach-
frage dazu bleibt unbeantwortet, ebenso wie 
eine Anfrage beim Bauernverband Allgäu-
Oberschwaben. Dessen Chef Franz Schön-
berger kandidiert wie Fick bei den Kommu-
nalwahlen für die CDU. In der Partei gibt es 
freilich nicht nur offene Gegner des Reserva-
tes oder Skeptiker wie Agrarminister Peter 
Hauk und den Abgeordneten Raimund Ha-
ser, sondern auch Fürsprecher. Der Bürger-
meister von Fleischwangen, Timo Egger, 
warnte eindringlich vor einem Stopp des 
Prüfprozesses: Man solle Vor- und Nachteile 
gründlich abwägen und erst dann entschei-
den; gegen den klaren Willen der Betroffe-
nen geschehe nichts. Im Grunde, sagt der 
Sprecher der Rathauschefs in dem Verfah-
ren, gehe es doch „um ein Angebot des Lan-
des an uns“.

In der aufgeheizten Debatte hat es auch 
das Heimatblatt, die „Schwäbische Zeitung“, 
nicht leicht. Ihr Mitverleger ist einerseits der 

Fürst Waldburg-Zeil, bei dem der Sprecher 
der Kritiker angestellt ist. Andererseits wirft 
ihr der „Sphärman“ vor, einseitig die regie-
rungsamtliche Sichtweise zu verbreiten und 
das Projekt kaum zu hin-
terfragen. Tatsächlich 
bemüht sich die Redak-
tion erkennbar um einen 
neutralen, alle Lager be-
rücksichtigenden Kurs. 
Auf die Aktivitäten von 
Johst ist sie bisher nicht 
eingegangen. Nur ein 
Satz findet sich in einem 
Beitrag des zuständigen 
Redakteurs: „Von Kriti-
kern des Biosphärenre-
servats wurde außerdem 
ein PR-Spezialist auf das 
Vorhaben angesetzt.“ 
Weiß die Zeitung wo-
möglich mehr? Nicht „im 
Detail“, teilt deren Chefredakteur Jürgen 
Mladek mit.  Wie auch sonst sei man bei dem 
Thema unabhängig: Es gebe keinerlei Vorga-
ben für die damit betrauten Kollegen. 

Die Attackierten vermeiden es derweil, 
direkt auf die Angriffe einzugehen; das wür-
de den Verfasser nur unnötig aufwerten. Ein-
mal hat der Brauereichef Härle einen Anwalt 
beauftragt, gegen eine glatte Falschbehaup-
tung vorzugehen; die Unterlassungserklä-
rung sei wie gefordert abgegeben worden. 
Der Regierungspräsident Tappeser bemüht 
sich derweil, die Wogen zu glätten. In  dem 
„hochdemokratisch“ angelegten Verfahren 
kämen alle zu Wort, man möge, mahnt er,  
„respektvoll miteinander umgehen“.

„PR-Drecksau“ macht 
Stimmung gegen    Schutzgebiet

Soll halb  Oberschwaben ein   Biosphärengebiet werden? Ein schillernder   Kommunikationsberater aus Berlin 
attackiert die  Pläne der grün-schwarzen Regierung. Wer steckt hinter der  beispiellosen Negativkampagne?

Regierungs-
präsident 
Klaus 
Tappeser 
fordert einen 
respektvollen 
Umgang. 
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Von Christian Gottschalk

B jörn Höcke will reden. Ein paar mal ha-
ben seine Anwälte das schon signali-
siert. Der   thüringische AfD-Chef will 

sich  am zweiten Verhandlungstag  vor dem 
Landgericht in Halle äußern. Er  will zu dem 
Vorwurf  Stellung nehmen, Nazi-Parolen 
verwendet   zu haben. Doch Björn Höcke muss 
erst einmal warten bis nach der Mittagspau-
se.  Erst wird Videomaterial gesichtet. 

Über den Bildschirm im Gerichtssaal 
flimmern  eine   ganze Reihe von Kandidaten. 
Sie alle treten an  jenem 29. Mai 2021 auf den 
Lastwagen in Merseburg, um beim Wahl-
kampfabschluss der AfD in die Mikrofone zu 
sprechen. Manche mit mehr, die meisten mit 
weniger rhetorischem Talent. Es ist jener 
Tag, an dem Björn Höcke am Ende die Worte 
„Alles für Deutschland“ sagen wird.  „Alles 
für Deutschland“, das war eine Parole von 
Hitlers Schlägertruppe, der SA. Diese Parole 

zu verwenden  kann  strafbar sein.   Die Staats-
anwaltschaft sieht das so, Höcke nicht.

Nicht nur was man sagt, ist entscheidend, 
sondern auch das Wann, Wie und Wo. Und 
aus diesem Grund betrachtet  die 5. Große 
Strafkammer am Dienstag erst einmal den  
umfangreichen  Videomitschnitt dieses Mai-
entages.  Zu sehen sind zahlreiche Redner, 
die in gut eineinhalb Stunden über die Grü-
nen herziehen und die eigenen Partei  prei-
sen.  Eineinhalb Stunden, in denen es auch 
um Migrationspolitik geht, aber bei Weitem 
nicht nur. Die Bandbreite der Beiträge reicht 
von der Familienförderung über die Versor-
gung  mit Krankenhäusern in der Region bis 

hin zur Energiewende. Björn Höcke ist der 
Letzte, der an diesem Tag ans Mikrofon tritt. 
Er soll der Höhepunkt der Veranstaltung 
sein,   „DNA der Partei“ wie es heißt.

  Höcke, der Geschichtslehrer, spricht über 
die Merseburger Zaubersprüche, Formulie-
rungen  in einer theologischen Handschrift, 
die zum Unesco-Weltkulturerbe erhoben 
werden sollen.  Er fordert kostenloses Essen 
an Schulen und schimpft über die Versparge-
lung der Landschaft mit Windrädern. Ziem-
lich am Ende seiner Ausfüh-
rungen, das Wahlprogramm 
seiner Partei in den Händen 
haltend, kommen dann die 
entscheidenden Sätze: „Alles 
für unsere Heimat, alles für 
Sachsen-Anhalt, alles für 
Deutschland.“ 

Vor Gericht ist es Björn Hö-
cke „ein Bedürfnis“ zu stehen.  
Ja, er sei Geschichtslehrer, 
sagt er, aber er habe diesen „Allerwelts-
spruch“ nicht als SA-Losung gekannt. Er prä-
sentiert Bücher aus denen er selbst gelernt 
und später gelehrt hat. Da komme der Spruch 
nicht vor. Höcke erklärt, wie er spontan zu re-
den pflegt, dass er am Ende gerne mit einem 
„Dreiklang“ schließt, dass ihn viele Men-
schen, „die schlauer sind als ich“, kontaktiert 

hätten in letzter Zeit, die alle nicht gewusst 
hätten, dass dieser Spruch von den Nazis 
missbraucht worden ist. Hätte er es gewusst, 
behauptet Höcke,  hätte er den Spruch nicht 
verwendet.  „Aber auch ein Geschichtslehrer 
ist kein Universalgelehrter.“

Die Staatsanwaltschaft glaubt das nicht. 
Sie versucht aufzuzeigen, dass schon gegen 
andere AfD-Politiker Ermittlungsverfahren 
angestrengt worden sind, weil sie diese Paro-
le zuvor verwendet hatten. Höcke hätte das 

wissen müssen, so die Anklä-
ger. Der bestreitet das.  Er lese 
keine etablierten Medien 
mehr, um sich selbst zu schüt-
zen und habe „seit 20 Jahren 
auch kein Fernsehen mehr ge-
schaut“, sagt der Mann, der oft 
als heimlicher Chef der AfD 
bezeichnet wird.  

Vor Höckes Erklärung hatte 
das Gericht bekannt gegeben, 

dass es „Stand jetzt“ maximal von einer 
Geldstrafe ausgehe. Die Wählbarkeit werde 
dem thüringischen Spitzenkandidaten für 
die anstehende Landtagswahl nicht abge-
sprochen. Ulrich Vosgerau, einer seiner drei 
Verteidiger,  spricht von einem unabwendba-
ren Freispruch. Die Verhandlung wird am 3. 
Mai fortgesetzt. 

Björn Höcke beteuert seine Unschuld
Der Thüringer AfD-Chef bleibt bei 
seiner Version – und behauptet 
vor Gericht, seinen umstrittenen 
Spruch nicht als Nazi-Vokabular 
gekannt zu haben.

Höcke gibt sich unwissend. Foto: dpa/Jens Schlueter
„Auch ein 
Geschichtslehrer.
 ist kein 
Universalgelehrter.“
Björn Höcke, 
Thüringer AfD-Chef, 
zum Vorwurf der 
Staatsanwaltschaft
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